
II.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ersten Ausschusses

193

3. begrüßt mit Befriedigung die Verabschiedung des
Protokolls über explosive Kampfmittelrückstände (Proto-
koll V)267 auf der am 27. und 28. November 2003 in Genf ab-
gehaltenen Tagung der Vertragsstaaten des Übereinkommens
und sein Inkrafttreten am 12. November 2006 und fordert die
Staaten, die noch nicht Vertragsparteien des Protokolls gewor-
den sind, auf, dies so bald wie möglich zu tun;

4. nimmt Kenntnis von dem auf der Tagung der Ver-
tragsstaaten gefassten Beschluss, dass die Arbeitsgruppe für
Minen, die keine Antipersonenminen sind, ihre Tätigkeit im
Jahr 2006 fortsetzen wird, mit dem Auftrag, alle seit der Ein-
setzung der Gruppe von Regierungssachverständigen unter-
breiteten Vorschläge über Minen, die keine Antipersonenmi-
nen sind, zu prüfen und Treffen von Militärsachverständigen
durchzuführen, um sich beraten zu lassen, mit dem Ziel, zur
Vorlage an die dritte Überprüfungskonferenz im Jahr 2006 ge-
eignete Empfehlungen zu dieser Frage auszuarbeiten268; 

5. nimmt außerdem Kenntnis von dem auf der Tagung
der Vertragsstaaten gefassten Beschluss, dass die Arbeitsgrup-
pe für explosive Kampfmittelrückstände ihre Tätigkeit im Jahr
2006 fortsetzen wird, mit dem Auftrag, die Anwendung der be-
stehenden Grundsätze des humanitären Völkerrechts weiter zu
prüfen, so auch unter Mitwirkung von Rechtssachverständi-
gen, und auf allseits offener Grundlage, mit besonderem
Schwerpunkt auf Treffen von militärischen und technischen
Sachverständigen, weiter zu untersuchen, welche Präventiv-
maßnahmen ergriffen werden können, um die Konstruktion
bestimmter Arten von Munition, einschließlich Submunition,
zu verbessern, mit dem Ziel, das humanitäre Risiko, dass aus
dieser Munition explosive Kampfmittelrückstände werden, so
weit wie möglich zu verringern, und der dritten Überprüfungs-
konferenz im Jahr 2006 über die geleistete Arbeit Bericht zu
erstatten268; 

6. nimmt ferner Kenntnis von dem auf der Tagung der
Vertragsstaaten gefassten Beschluss, dass der designierte Prä-
sident auch weiterhin zwischen den Tagungen Konsultationen
über Möglichkeiten zur Förderung der Einhaltung des Über-
einkommens und der dazugehörigen Protokolle führen soll,
unter Berücksichtigung der unterbreiteten Vorschläge, und der
dritten Überprüfungskonferenz im Jahr 2006 über die geleiste-
te Arbeit Bericht erstatten soll268; 

7. bekundet ihre Unterstützung für die von der Gruppe
von Regierungssachverständigen geleistete Arbeit und legt
dem designierten Präsidenten und den Koordinatoren der
Gruppe nahe, ihre Vorbereitungsarbeiten für die dritte Über-
prüfungskonferenz im Einklang mit den Mandaten und Be-
schlüssen für 2006 fortzusetzen, damit die vom 7. bis 17. No-
vember 2006 stattfindende dritte Überprüfungskonferenz ein
Erfolg wird;

8. bekundet ihre Unterstützung für eine auf der dritten
Überprüfungskonferenz erfolgende eingehende Untersuchung
des Geltungsbereichs, der Wirkungsweise, des Status und der
Durchführung des Übereinkommens und der dazugehörigen
Protokolle in den geänderten Fassungen;

9. bekundet ihre Unterstützung für die Beschlüsse, mit
denen die Gruppe von Regierungssachverständigen der dritten
Überprüfungskonferenz einen Aktionsplan zur Förderung der
weltweiten Geltung des Übereinkommens und der dazugehö-
rigen Protokolle, eine Erklärung über das Inkrafttreten des
Protokolls V über explosive Kampfmittelrückstände sowie ein
Sponsorenprogramm empfiehlt;

10. stellt fest, dass auf der Überprüfungskonferenz im
Einklang mit Artikel 8 des Übereinkommens etwaige Vor-
schläge für Änderungen des Übereinkommens oder der dazu-
gehörigen Protokolle sowie für Zusatzprotokolle in Bezug auf
andere Kategorien konventioneller Waffen, die durch die be-
stehenden Protokolle zu dem Übereinkommen nicht erfasst
sind, geprüft werden können; 

11. ersucht den Generalsekretär, die notwendige Unter-
stützung und die erforderlichen Dienste, einschließlich Kurz-
protokollen, für die am 6. November 2006 stattfindende achte
Jahreskonferenz der Hohen Vertragsparteien des geänderten
Protokolls II zu dem Übereinkommen, für die dritte Überprü-
fungskonferenz sowie für die mögliche Weiterführung der Ar-
beit nach der Konferenz, sofern die Vertragsstaaten dies für an-
gebracht halten, zur Verfügung zu stellen269;

12. ersucht den Generalsekretär außerdem, in seiner Ei-
genschaft als Verwahrer des Übereinkommens und der dazu-
gehörigen Protokolle die Generalversammlung auch weiterhin
regelmäßig auf elektronischem Wege über Ratifikationen und
Annahmen des Übereinkommens, seines geänderten Arti-
kels 1264 und der dazugehörigen Protokolle beziehungsweise
Beitritte zu denselben zu unterrichten; 

13. beschließt, mit der Angelegenheit befasst zu bleiben.

RESOLUTION 61/101

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 6. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/399, Ziff. 7)270.

267 Siehe CCW/MSP/2003/3, Anlage V, Anhang II. Deutsche Überset-
zung: dBGBl. 2005 II S. 122; LGBl. 2006 Nr. 193; AS 2006 3871. 
268 Siehe CCW/MSP/2005/2 und Corr.1. 

269 Im Einklang mit dem Entwurf des Programmhaushaltsplans für den
Zweijahreszeitraum 2006-2007: Einzelplan II, Politische Angelegenhei-
ten (Kap. 4, Abrüstung) (A(60/6 (Sect. 4)), Ziff. 4.25 a) iii) a. 
270 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Algerien, Andorra, Belgien, Bosnien
und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugo-
slawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Griechenland, Ir-
land, Island, Italien, Jordanien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg,
Malta, Marokko, Moldau, Monaco, Montenegro, Niederlande, Öster-
reich, Polen, Portugal, Rumänien, Sambia, San Marino, Schweden, Ser-
bien, Simbabwe, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik,
Tunesien, Türkei, Ungarn und Vereinigtes Königreich Großbritannien
und Nordirland.
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61/101. Festigung von Sicherheit und Zusammenarbeit in
der Mittelmeerregion

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen zu diesem
Thema, namentlich die Resolution 60/94 vom 8. Dezember
2005,

erneut erklärend, dass die Festigung und Förderung des
Friedens, der Sicherheit und der Zusammenarbeit in der Mit-
telmeerregion in erster Linie Sache der Mittelmeerländer ist,

die Anstrengungen begrüßend, die die Europa-Mittelmeer-
Länder unternehmen, um ihre Zusammenarbeit bei der Be-
kämpfung des Terrorismus zu verstärken, insbesondere durch
den Europa-Mittelmeer-Verhaltenskodex für die Bekämpfung
des Terrorismus, der auf dem Europa-Mittelmeer-Gipfel am
27. und 28. November 2005 in Barcelona (Spanien) verab-
schiedet wurde, 

eingedenk aller früheren Erklärungen und Verpflichtungen
sowie aller Initiativen, die von den Anrainerstaaten bei den
jüngsten Gipfeltreffen, Ministertreffen und in verschiedenen
Foren betreffend die Frage der Mittelmeerregion ergriffen
wurden,

in Anbetracht dessen, dass die Sicherheit im Mittelmeer-
raum unteilbar ist und dass eine stärkere Zusammenarbeit zwi-
schen den Mittelmeerländern, die auf die Förderung der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung aller Völker der Region
gerichtet ist, wesentlich zu Stabilität, Frieden und Sicherheit in
der Region beitragen wird,

sowie in Anbetracht der bisherigen Bemühungen der Mit-
telmeerländer und ihrer Entschlossenheit, den Prozess des
Dialogs und der Konsultationen zu intensivieren, mit dem Ziel,
die in der Mittelmeerregion bestehenden Probleme zu lösen
und die Ursachen von Spannungen und die sich daraus erge-
bende Bedrohung von Frieden und Sicherheit zu beseitigen,
sowie ihres zunehmenden Bewusstseins der Notwendigkeit
weiterer gemeinsamer Bemühungen zur Stärkung der wirt-
schaftlichen, sozialen, kulturellen und umweltbezogenen Zu-
sammenarbeit in der Region,

ferner in Anbetracht dessen, dass positive Entwicklungen
in der ganzen Welt, insbesondere in Europa, im Maghreb und
im Nahen Osten, die Aussichten auf eine engere, alle Bereiche
umfassende Zusammenarbeit der Europa-Mittelmeer-Länder
verbessern können,

erneut erklärend, dass alle Staaten gehalten sind, zur Sta-
bilität und Prosperität der Mittelmeerregion beizutragen, und
dass sie sich verpflichtet haben, die Ziele und Grundsätze der
Charta der Vereinten Nationen sowie die Bestimmungen der
Erklärung über Grundsätze des Völkerrechts betreffend
freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit zwi-
schen den Staaten im Einklang mit der Charta der Vereinten
Nationen271 zu achten, 

Kenntnis nehmend von den Friedensverhandlungen im Na-
hen Osten, die umfassend sein und einen geeigneten Rahmen
für die friedliche Beilegung strittiger Fragen in der Region vor-
geben sollten,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über die anhaltenden
Spannungen und die Fortdauer der militärischen Aktivitäten in
Teilen des Mittelmeerraums, die die Bemühungen um die Fe-
stigung von Sicherheit und Zusammenarbeit in der Region be-
hindern,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs272,

1. erklärt erneut, dass die Sicherheit im Mittelmeer-
raum eng mit der europäischen Sicherheit sowie mit dem Welt-
frieden und der internationalen Sicherheit verbunden ist;

2. bringt ihre Befriedigung über die von den Mittel-
meerländern auch weiterhin unternommenen Bemühungen
zum Ausdruck, aktiv zur Beseitigung aller Spannungsursachen
in der Region sowie zur Förderung gerechter und dauerhafter,
mit friedlichen Mitteln herbeigeführter Lösungen der in der
Region fortbestehenden Probleme beizutragen und somit den
Abzug fremder Besatzungstruppen sicherzustellen und die
Souveränität, Unabhängigkeit und territoriale Unversehrtheit
aller Mittelmeerländer und das Recht der Völker auf Selbstbe-
stimmung zu achten, und fordert deshalb die uneingeschränkte
Einhaltung der Grundsätze der Nichteinmischung, der Nicht-
intervention, der Nichtanwendung und Nichtandrohung von
Gewalt und der Unzulässigkeit des gewaltsamen Gebietser-
werbs im Einklang mit der Charta und den einschlägigen Re-
solutionen der Vereinten Nationen;

3. würdigt die Anstrengungen, die die Mittelmeerländer
unternehmen, um im Geiste der multilateralen Partnerschaft
ihren gemeinsamen Herausforderungen mit umfassenden und
koordinierten Antworten zu begegnen, und die generell darauf
gerichtet sind, das Mittelmeerbecken in ein Gebiet des Dia-
logs, des Austauschs und der Zusammenarbeit zu verwandeln
und so Frieden, Stabilität und Wohlstand zu garantieren, er-
mutigt sie, diese Anstrengungen unter anderem durch einen
dauerhaften multilateralen und maßnahmenorientierten ko-
operativen Dialog zwischen den Staaten der Region zu ver-
stärken, und erkennt die Rolle der Vereinten Nationen bei der
Förderung des Friedens und der Sicherheit auf regionaler und
internationaler Ebene an;

4. erkennt an, dass die Beseitigung der Unterschiede im
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungsstand und anderer
Hindernisse sowie die gegenseitige Achtung und das bessere
Verständnis zwischen den Kulturen im Mittelmeerraum zur
Festigung des Friedens, der Sicherheit und der Zusammenar-
beit zwischen den Mittelmeerländern im Rahmen der beste-
henden Foren beitragen wird;

5. fordert alle Staaten in der Mittelmeerregion auf, so-
fern sie es noch nicht getan haben, alle multilateral ausgehan-
delten Rechtsakte auf dem Gebiet der Abrüstung und der

271 Resolution 2625 (XXV), Anlage. 272 A/61/123.
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Nichtverbreitung einzuhalten und so die notwendigen Voraus-
setzungen für die Festigung des Friedens und der Zusammen-
arbeit in der Region zu schaffen;

6. ermutigt alle Staaten der Region, die notwendigen
Voraussetzungen für die Verstärkung vertrauensbildender
Maßnahmen untereinander zu schaffen, indem sie echte Of-
fenheit und Transparenz in allen militärischen Angelegenhei-
ten fördern, unter anderem durch die Teilnahme an dem Sy-
stem der Vereinten Nationen für die standardisierte Berichter-
stattung über Militärausgaben sowie durch die Bereitstellung
genauer Daten und Informationen an das Register der Verein-
ten Nationen für konventionelle Waffen273;

7. ermutigt die Mittelmeerländer, unter Berücksichti-
gung der einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen
ihre Zusammenarbeit zur Bekämpfung des Terrorismus in al-
len seinen Arten und Erscheinungsformen, einschließlich des
möglichen Einsatzes von Massenvernichtungswaffen durch
Terroristen, sowie zur Bekämpfung der internationalen Krimi-
nalität, des unerlaubten Waffentransfers, der unerlaubten Ge-
winnung und des unerlaubten Konsums von Drogen sowie des
unerlaubten Drogenverkehrs weiter zu verstärken, welche al-
lesamt eine ernsthafte Bedrohung des Friedens, der Sicherheit
und der Stabilität in der Region darstellen und somit die Ver-
besserung der derzeitigen politischen, wirtschaftlichen und so-
zialen Lage sowie die freundschaftlichen Beziehungen zwi-
schen den Staaten gefährden, den Ausbau der internationalen
Zusammenarbeit behindern und zur Negierung der Menschen-
rechte, der Grundfreiheiten und der demokratischen Grundla-
gen einer pluralistischen Gesellschaft führen;

8. ersucht den Generalsekretär, einen Bericht über Mit-
tel zur Festigung von Sicherheit und Zusammenarbeit in der
Mittelmeerregion vorzulegen;

9. beschließt, den Punkt „Festigung von Sicherheit und
Zusammenarbeit in der Mittelmeerregion“ in die vorläufige
Tagesordnung ihrer zweiundsechzigsten Tagung aufzuneh-
men.

RESOLUTION 61/102

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 6. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/401, Ziff. 8)274.

61/102. Übereinkommen über das Verbot der Entwick-
lung, Herstellung und Lagerung bakteriologi-
scher (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen
sowie über die Vernichtung solcher Waffen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen über das
vollständige und wirksame Verbot bakteriologischer (biologi-
scher) Waffen und von Toxinwaffen sowie über die Vernich-
tung solcher Waffen, 

mit Befriedigung feststellend, dass dem Übereinkommen
über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung
bakteriologischer (biologischer) Waffen und von Toxinwaffen
sowie über die Vernichtung solcher Waffen275 einhundertfünf-
undfünfzig Vertragsstaaten angehören, darunter alle ständigen
Mitglieder des Sicherheitsrats, 

eingedenk dessen, dass sie alle Vertragsstaaten des Über-
einkommens aufgefordert hat, sich an der Umsetzung der
Empfehlungen der Überprüfungskonferenzen zu beteiligen,
namentlich auch an dem in der Schlusserklärung der dritten
Überprüfungskonferenz der Vertragsparteien des Überein-
kommens276 vereinbarten Informations- und Datenaustausch,
und dem Generalsekretär die entsprechenden Informationen
und Daten nach dem einheitlichen Verfahren jährlich späte-
stens bis zum 15. April zur Verfügung zu stellen, 

es begrüßend, dass in der Schlusserklärung der vierten
Überprüfungskonferenz277 erneut bekräftigt wurde, dass nach
Artikel I des Übereinkommens der Einsatz bakteriologischer
(biologischer) Waffen und von Toxinwaffen sowie ihre Ent-
wicklung, Herstellung und Lagerung unter allen Umständen
effektiv untersagt sind, 

1. fordert alle Unterzeichnerstaaten, die das Überein-
kommen über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und
Lagerung bakteriologischer (biologischer) Waffen und von
Toxinwaffen sowie über die Vernichtung solcher Waffen275

noch nicht ratifiziert haben, erneut auf, dies unverzüglich zu
tun, und fordert diejenigen Staaten, die das Übereinkommen
noch nicht unterzeichnet haben, auf, bald Vertragsstaaten zu
werden und dadurch zur Herbeiführung der Universalität des
Übereinkommens beizutragen; 

2. begrüßt die bislang zur Verfügung gestellten Infor-
mationen und Daten und fordert alle Vertragsstaaten des Über-
einkommens erneut auf, sich an dem in der Schlusserklärung
der dritten Überprüfungskonferenz der Vertragsparteien des
Übereinkommens276 vereinbarten Informations- und Daten-
austausch zu beteiligen;

3. anerkennt die maßgebliche Mitwirkung der Ver-
tragsstaaten an den bisherigen Tagungen der Vertragsstaaten
und den Sachverständigentagungen sowie den konstruktiven
und nützlichen Informationsaustausch, der dabei stattfand;

4. begrüßt die Erörterung und Förderung einer gemein-
samen Haltung und wirksamer Maßnahmen zu den auf der
fünften Überprüfungskonferenz vereinbarten Themen278: im
Jahr 2003 die Verabschiedung der innerstaatlichen Maßnah-
men, die zur Umsetzung der in dem Übereinkommen festge-
legten Verbote notwendig sind, namentlich der Erlass straf-
rechtlicher Maßnahmen, und die Schaffung nationaler Mecha-
nismen zur Gewährleistung und Aufrechterhaltung der Sicher-
heit und Kontrolle von pathogenen Mikroorganismen und

273 Siehe Resolution 46/36 L.
274 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Ungarn.

275 Resolution 2826 (XXVI), Anlage. Deutsche Übersetzung: dBGBl.
1983 II S. 132; LGBl. 1991 Nr. 64; öBGBl. Nr. 432/1975; AS 1976 1438.
276 BWC/CONF.III/23, Teil II.
277 BWC/CONF.IV/9, Teil II.
278 Siehe BWC/CONF.V/17.




